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Antrag 

der Abgeordneten Rollmann, Kroll-Schlüter, Frau Schleicher, Frau Stommel 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Gründung eines Instituts für Familienforschung 


Der Bundestag möge beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, bei der Max-Planck-Gesell- 
schaft die Gründung eines Instituts für Familienforschung in 
die Wege zu leiten, das im Sinne der Vorschläge des Zweiten 
Familienberichts im Zusammenwirken verschiedener wissen- 
schaftlicher Disziplinen alle verfügbaren Daten über die Situa- 
tion der Familien und Kinder in unserem Lande sammelt und 
auswertet sowie wissenschaftliche Untersuchungen für die Ver- 
besserung der Situation der Familien und der Kinder vor- 
nimmt. 
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Begründung 

Die Verfasser (Familienberichtskommission) des Zweiten Fami- 
lienberichts (Drucksache 7/3502) kommen in dem Kapitel „Zum 
Stand Familien wissenschaftlicher Forschung" zu dem Ergebnis: 
„Eine systematische langfristig angesetzte Familienforschung 
fehlt in der Bundesrepublik Deutschland weitgehend, so daß 
viele Fragen noch nicht beantwortet werden können. 

So fehlen insbesondere theoretische und empirische Forschun- 
gen (einschließlich statistischer Daten) über Sozialisationsver- 
läufe (z. B. Kommunikationsstrukturen und Inhalte; Familien- 
störungen), die sie bedingenden Faktoren (z. B. materielle Be- 
dingungen, ökologische Einflüsse) und die Wirkungen familien- 
politischer Maßnahmen. Die Rezeption und Aufarbeitung inter- 
nationaler Erfahrungen hinsichtlich familienpolitischer Maß- 
nahmen ist bisher nur sporadisch erfolgt" (Seite 80). 

Professor Pechstein, Mainz, schreibt: „Die mit dem Kind befaß- 
ten Wissenschaften haben es in den letzten Jahrzehnten ver- 
säumt, multidisziplinäre sozialpädiatrisch-kinderpsychologisch- 
pädagogische Forschungskonzepte für den gesamten Bereich der 
Wechselwirkungen zwischen kindlicher Entwicklung und gesell- 
schaftlicher Realität aufzustellen. Entsprechende kombinierte 
Langzeitstudien existieren nicht, weil unser Land weder im Rah- 
men der Universitäten noch der Max-Planck-Institute über ent- 
scheidende Institute der kombinierten Kinderforschung verfügt. 
Daher fehlen heute für wichtige sozial- und bildungspolitische 
Entscheidungen weithin die empirisch gesicherten Grundlagen, 
die dann jeweils durch spekulative Annahmen in den Planungs- 
gremien ersetzt werden" (Rheinischer Merkur Nr. 5/1975). 

Die Familienberichtskommission empfiehlt deshalb, „Schritte zu 
unternehmen, die einem Ausbau von Forschungsstrukturen im 
Bereich der Familienwissenschaften dienen . . . Inhaltliche 
Schwerpunkte künftiger Familienforschung sollten dabei sein: 

— Entwicklung breiter, interdisziplinärer Grundlagenforschung 
unter Einschluß der gesellschaftlichen Beziehungen von 
Familien und die Weiterentwicklung der Methodik von 
Familienforschung; 

— Auswertung ausländischer Forschung; 

— Familienpolitikforschung (z. B. Mitwirkung bei der Entwick- 
lung von Grundlagen für politische Planungsprozesse, wie 
etwa eines Indikatorenprogramms; Evaluationsforschung zu 
familienpolitischen Maßnahmen)" (Seite 81). 

Zur Rechtsreform einer solchen Familienforschung vertritt die 
Familienberichtskommission die Auffassung, daß „die Unabhän- 
gigkeit wissenschaftlicher Arbeit gewährleistet sein müßte". 

Die Bundesregierung weist in ihrer Stellungnahme zum Zwei- 
ten Familienbericht und zu diesen Vorschlägen auf den wei- 
teren Ausbau des Deutschen Jugendinstitutes, auf das Bundes- 
institut für Bevölkerungsforschung, auf das Deutsche Zentrum 
für Altersfragen, auf die Forschungseinrichtungen sowie auf 
ihre Absicht hin, bei der Deutschen Forschungsgemeinschaft die 
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Einrichtung von Sonderforschungsbereichen zu beantragen. Die 
Bundesregierung macht schließlich auf den beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit bestehenden „Wissen- 
schaftlichen Beirat für Familienfragen" aufmerksam (Seiten XI, 
XII). 

Alle diese Institutionen sind jedoch bisher auch schon vorhan- 
den gewesen und haben bei verdienstvoller Arbeit in Teil- 
bereichen die von der Familienberichtskommission für erfor- 
derlich gehaltene „systematische, langfristig angesetzte Fami- 
lienforschung" (Zweiter Familienbericht) nicht durchführen kön- 
nen. Die Einrichtung von Sonderforschungsbereichen sieht die 
Familienberichtskommission „lediglich als eine mögliche Über- 
gangslösung an" (Seite 81). 

Die Fraktion der CDU/CSU zieht aus diesem Grund aus der 
Kritik und den Vorschlägen der Familienberichtskommission 
und von Professor Pechstein die Konsequenzen und beantragt 
bei der Max-Planck-Gesellschaft die Gründung eines Instituts 
für Familienforschung, „das im Zusammenwirken verschiedener 
wissenschaftlicher Disziplinen alle verfügbaren Daten über die 
Situation der Familien und Kinder in unserem Lande sammelt 
und auswertet sowie wissenschaftliche Untersuchungen für die 
Verbesserung der Situation der Familien und Kinder vor- 
nimmt". 
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